
begründen, wobei dann das Oberste Gericht als Rechts­
mittelinstanz fungiert.

In Bulgarien liegt der Schwerpunkt der erstinstanz­
lichen Zuständigkeit ebenfalls bei den Volksgerichten 
(Art. 79), jedoch werden auch die Bezirksgerichte in 
bedeutendem Umfang als erste Instanz tätig (Art. 80). 
Die Bezirksgerichte verhandeln als erste Instanz über 
Ehesachen und einige andere Familiensachen, über 
Klagen mit Streitwerten über 8000 Lewa sowie dann, 
vfrenn sie nach Maßgabe anderer Gesetze für zuständig 
erklärt sind13. Die Bezirksgerichte können überdies erst­
instanzliche Sachen der Volksgerichte an sich ziehen.

Das ungarische Gesetz statuiert gleichfalls die allge­
meine erstinstanzliche Zuständigkeit der Kreisgerichte 
(§ 22). Wie in Bulgarien wird aber auch in Ungarn das 
Komitatsgericht (Bezirksgericht) in einer ganzen Reihe 
von Sachen als erste Instanz tätig (§ 23), und das 
Oberste Gericht kann in Ausnahmefällen von Amts 
wegen oder auf Antrag des Generalstaatsanwalts jede 
Sache in jeder Lage des Verfahrens an sich ziehen.14

Eine wesentliche Vereinfachung und Konzentration 
des Verfahrens wird im tschechoslowakischen und 
ungarischen Recht dadurch erreicht, daß Klagen, für die 
der Rechtsweg unzulässig ist oder die vor sachlich oder 
örtlich unzuständigen Gerichten erhoben wurden, ohne 
Verhandlung an das zuständige Gericht bzw. das sonst 
zuständige Staatsorgan mit der Wirkung verwiesen 
werden können, daß die materiell-rechtlichen Wirkun­
gen der Klageerhebung aufrechterhalten bleiben (§ 56 fl. 
CSR; § 129 Ungarn). In Bulgarien gilt bei Verweisun­
gen wegen sachlicher oder örtlicher Unzuständigkeit das 
gleiche (Art. 93). Ist nicht erkennbar, an welches Organ 
die Sache zuständigkeitshalber abzugeben ist, dann 
kann die Klage nach tschechoslowakischem und ungari­
schem Recht sogleich verworfen bzw. abgewiesen wer­
den. Ebenso kann beim Fehlen anderer Sachurteilsvor­
aussetzungen und in Ungarn auch dann verfahren 
werden, wenn Forderungen eingeklagt werden, die noch 
nicht fällig sind (§ 57 CSR; § 130 Ungarn). Werden hier­
nach verworfene bzw. abgewiesene Anträge innerhalb 
von 30 Tagen vorschriftsmäßig neu eingereicht oder bei 
der zuständigen Stelle eingebracht, dann bleiben die 
mit der ursprünglichen Antragstellung eingetretenen 
Rechtswirkungen bestehen (§ 58 CSR; § 132 Ungarn). In 
der bulgarischen Prozeßordnung findet sich keine ähn­
liche Regelung, weil dort im Art. 2 vorgeschrieben ist, 
daß die Gerichte verpflichtet sind, über jeden an sie 
gerichteten Antrag auf Schutz und Unterstützung per­
sönlicher und Eigentumsrechte zu verhandeln und zu 
entscheiden.

Bei der Wahrheitsermittlung im Prozeß spielt die 
aktive Mitwirkung der Parteien eine große Rolle, und 
es ist deshalb für jedes Verfahrensrecht besonders be­
deutsam, wie die Folgen der Säumnis geregelt sind. Das 
bulgarische Gesetz schreibt vor, daß das Nichterscheinen 
einer Partei die Durchführung der Verhandlung nicht 
hindert (Art. 107). Das nötige Korrektiv wird dadurch 
gegeben, daß solche Tatsachen alä bewiesen angesehen 
werden können, deren Feststellung durch die Parteien 
erschwert wird, etwa durch Unterdrückung von Beweis­
mitteln, durch Aussageverweigerung, durch unklare oder 
ausweichende Antworten oder durch Nichterscheinen 
zur Anhörung, die in jeder Lage des Verfahrens an­
geordnet werden kann (Art. 128, 114). Auch nach 
tschechoslowakischem Recht hindert die Untätigkeit der 
Parteien den Fortgang des Verfahrens nicht (§ 77). Das 
Gesetz gibt jedoch eine Möglichkeit, die gewissermaßen 
zu einem Versäumnisurteil führen kann. Äußert sich 
nämlich ein Beteiligter innerhalb einer ihm gesetzten 
Frist nicht oder erscheint er nicht, obgleich er zur Ver­
nehmung vorgeladen wurde, so ,ist davon auszugehen, 
daß er sich nicht äußern will. Überdies kann die Auf­
forderung an den Verfahrensbeteiligten, sich zu einem 
bestimmten Antrag zu äußern, mit dem Zusatz verbun­
den werden, daß seine Zustimmung vorausgesetzt wird,

13 vgl. Verzeichnis über die sachliche und örtliche Zuständig­
keit der in Zivil-, Familien- und Strafsachen tätigen Organe 
der Volksrepublik Bulgarien, Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums der Justiz, 1959, Nr. 4, S. 2.

14 vgl. Verzeichnis über die sachliche u d örtliche Zuständig­
keit der in Zivil-, Familien- und Strafsachen tätigen Organe 
der Ungarischen Volksrepublik, Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums der Justiz, 1958, Nr. 8 und 9, S. 57.

wenn er sich nicht innerhalb einer bestimmten Frist 
äußert (§ 78). Andererseits hat das Gericht aber, auch 
die Möglichkeit, eine säumige Partei, die es unbedingt 
hören will, vorführen zu lassen (§ 69). Nach ungari­
schem Recht (§ 136) ward bei Säumnis des Klägers in 
der ersten Verhandlung der Prozeß auf Antrag des Ver­
klagten eingestellt, mangels entsprechenden Antrags 
das Ruhen des Verfahrens angeordnet. Bei Säumnis des 
Verklagten in der ersten Verhandlung oder irgend­
einer Partei in der fortgesetzten Verhandlung kann das 
Verfahren auf Antrag der Gegenpartei durchgeführt 
werden. Bringt die anwesende Partei aber Anträge, 
Tatsachenbehauptungen oder Beweisanträge vor, die 
der säumigen Partei noch nicht mitgeteilt waren, dann 
ist die Verhandlung zu vertagen. Bereits mitgeteilter 
Prozeßstofl kann hingegen als zugestanden angesehen 
werden, sofern sich aus den früheren Erklärungen der 
säumigen Partei nicht Gegenteiliges ergibt. Das Gericht 
kann zum Zweck der Wahrheitserforschung die Ver­
handlung aber auch vertagen und Beweiserhebungen 
anordnen. Sollte die säumige Partei auch an der folgen­
den Verhandlung nicht teilnehmen, dann ist aus diesem 
Grund keine weitere Vertagung mehr möglich. Dieser 
Säumnisregelung im ungarischen Recht entspricht es, 
daß unverschuldete Säumnis innerhalb von 15 Tagen 
nach dem versäumten Termin gerechtfertigt werden 
kann. Hält das Gericht die Rechtfertigung für be­
gründet, dann wird die versäumte Verhandlung im not­
wendigen Rahmen wiederholt (§§ 106 fl.). Als Besonder­
heit des ungarischen Rechts ist weiter zu erwähnen, daß 
es — anders. als in der CSR und in Bulgarien — eine 
Sondervorschrift für die Säumnis in der zweiten In­
stanz enthält. Im Berufungsverfahren hindert die 
Säumnis die Verfahrensdurchführung nicht, und es gibt 
bei der Versäumung einer Berufungsverhandlung auch 
keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 245).

Bei der Feststellung der Wahrheit der für die Ent­
scheidung wichtigen Tatsachen sind die tschechoslowaki­
schen, die bulgarischen und die ungarischen Gerichte 
nicht von Parteianträgen abhängig, sondern sind be­
rechtigt und verpflichtet, von Amts wegen alles zur 
Wahrheitsermittlung Erforderliche zu tun.

Nach bulgarischem Recht finden als Beweismittel 
Zeugenaussagen (Art. 133 fl.), schriftliche Beweismittel 
(Art. 142 fl.), Sachverständigengutachten (Art. 157 ff.) 
und, Augenscheinseinnahmen (Art. 162 fl.) Verwendung. 
Die Partei Vernehmung ist wie nach sowjetischem Recht 
nicht als Beweismittel vorgesehen, sondern wird zur 

'Sachverhandlung gerechnet. Beweis durch Zeugenaus­
sage ist in manchen Fällen ausgeschlossen (Art. 133). Im 
übrigen müssen Zeugen vor ihrer Vernehmung ver­
sprechen, die Wahrheit auszusagen (Art. 138). Verzicht 
auf Zeugenvernehmung ist zulässig, sofern nicht die 
Gegenpartei die Vernehmung verlangt oder das Gericht 
sie für sachdienlich hält (Art. 139). Urkunden, die sich 
in den Händen der Parteien befinden, sind auf Antrag 
des Gegners zu Beweiszwecken vorzulegen (Art. 152). 
Behörden sind zur Urkundenvorlegung verpflichtet 
(Art. 148), ebenso dritte, am Prozeß unbeteiligte Per­
sonen, von denen die Vorlage mittels Ordnungsstrafen 
erzwungen werden kann (Art. 153).

Im tschechoslowakischen und ungarischen Recht sind 
die Gerichte nicht an bestimmte Beweismittel gebunden. 
Als Beweismittel karm vielmehr alles verwendet wer­
den, was der Wahrheitsfindung dienlich ist, wobei die 
Zeugenaussage, das Sachverständigengutachten, die 
Augenscheinseinnahme und die Urkunden als Beispiele 
von Beweismitteln, deren Erhebung dann auch im 
einzelnen geregelt wird, auf geführt werden (§ 99 CSR; 
§§ 6, 166 Ungarn). Dieser nur beispielhaften Aufzählung 
wegen wird in der CSR die Vernehmung der Parteien 
als subsidiäres Beweismittel weiterhin für zulässig ge­
halten. Die Erhebung des Urkundenbeweises ist in der 
CSR sehr zweckmäßig gestaltet. Das Gericht kann so­
wohl die Parteien als auch Dritte zur Urkundenvorlage 
verpflichten. Wird dieser Verpflichtung nicht Folge ge­
leistet, können die Betreffenden wie Zeugen, die grund­
los die Aussage verweigern, in Geldstrafen genommen 
werden (§§ 113, 114). Entstehen dem Dritten durch die 
Urkundenvorlage Ausgaben, werden diese wie Zeugen­
gebühren erstattet (§ 115). Von anderen Gerichten oder 
anderen Staatsorganen kann sich das Gericht Urkunden 
selbst verschaffen (§ 116).
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